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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Ver-
binden von einer ersten Schicht eines ersten Kunst-
stoffmaterials mit einer zweiten Schicht eines ande-
ren Kunststoffmaterials eines Mehrschichtsicher-
heitsdokumentkörpers, die flächig übereinander ge-
schichtet werden, so dass die erste Schicht und die 
zweite Schicht in einem flächigen Überlappungsbe-
reich eine Grenzfläche aufweisen, wobei das erste 
Kunststoffmaterial und das andere Kunststoffmaterial 
unterschiedliche Schmelztemperaturen aufweisen 
und die Schichten durch Energieeintrag miteinander 
verbunden werden. Die Erfindung betrifft ferner einen 
solchen Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper so-
wie eine Vorrichtung zum Herstellen eines solchen 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörpers.

[0002] Mehrschichtsicherheitsdokumente, die einen 
aus mehreren Schichten aufgebauten Dokumentkör-
per umfassen, werden heutzutage als Identifikations-
dokumente, wie beispielsweise in Pässen, in buchar-
tigen Personalausweisen, als Führerscheine, vorläu-
fige Personaldokumente, Sicherheitsdokumente, Zu-
gangsberechtigungen oder dergleichen, verwendet. 
Zur Herstellung eines Mehrschichtsicherheitsdoku-
mentkörpers werden mehrere Schichten aus Kunst-
stoffmaterialien übereinander geschichtet und in ei-
nem Laminationsprozess miteinander zu einem 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper verbunden. 
Zumindest einige der Schichten sind heutzutage in 
der Regel aus einem Polycarbonat (PC) hergestellt. 
Zur Personalisierung eines Mehrschichtsicherheits-
dokumentkörpers, der Polycarbonatschichten um-
fasst, kann Laserstrahlung verwendet werden, die in 
unterschiedlichen Ebenen und/oder Schichten des 
laminierten Körpers Schwärzungen hervorrufen 
kann, mit denen beispielsweise Buchstaben, Zahlen 
aber auch Grafiken darstellbar sind. In Mehrschicht-
sicherheitsdokumentkörpern können eine Vielzahl 
weiterer Sicherheitsmerkmale eingearbeitet werden, 
beispielsweise Hologramme eingeklebt und/oder ein-
laminiert werden, Mikrochips eingeklebt und/oder 
einlaminiert werden, Sicherheitsfäden eingearbeitet 
werden usw. Alle diese Merkmale, einschließlich ei-
ner Laserpersonalisierung, werden verwendet, um 
ein Fälschen eines Sicherheitsdokuments und/oder 
ein Reproduzieren des Sicherheitsdokuments zu er-
schweren und/oder unmöglich zu machen.

[0003] Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper wer-
den auch in passartige Sicherheitsdokumente einge-
arbeitet, die ein oder mehrere Papierseiten in Form 
eines Buchs oder Büchleins umfassen, um auf die-
sen Sichtvermerke, Visa usw. anbringen zu können. 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper, die aus-
schließlich aus PC-Schichten hergestellt sind, eignen 
sich nicht, um diese in ein Passbuch, in dem die ein-
zelnen Seiten buchbinderisch vernäht sind, einzuar-
beiten. Daher ist es üblich, in den Mehrschichtsicher-

heitsdokumentkörper mindestens eine Schicht einzu-
arbeiten, die aus einem anderen Kunststoffmaterial 
besteht, welches sich zum Einbinden in ein Passbuch 
eignet und ein problemloses Umblättern des 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörpers in dem 
Passbuch ermöglicht. Eine solche Kunststoffschicht 
besteht vorzugsweise aus einem thermoplastischen 
Elastomer, bevorzugt aus einem thermoplastischen 
Polyurethan (TPU).

[0004] Aus dem Stand der Technik ist aus der EP 1 
502 765 A1 beispielsweise ein Büchlein mit einem 
personalisierten Datenblatt bekannt. Das Büchlein 
weist zwischen einem Umschlag mehrere Blätter auf 
und jedes Blatt besitzt eine Vorderseite und eine 
Rückseite. Es ist wenigstens eine Datenseite vorge-
sehen, die fest mit dem Umschlag verbunden ist. Die 
Datenseite weist eine flexible Schicht auf und diese 
flexible Schicht ragt mit einem Bereich aus einem Da-
tenträger heraus. In diesem Bereich ist die Datensei-
te mit dem Umschlag und den übrigen Blättern ver-
bunden. Die flexible Schicht ist mit wenigstens einer 
weiteren Schicht flächig verbunden, beispielsweise 
durch Verschweißen oder Verkleben, und damit ohne 
mechanisches Verbindungsteil unlösbar eingebun-
den.

[0005] Aus der DE 103 42 946 A1 ist ein Einlage-
blatt für ein buchartiges Identifikationsdokument, ein 
Identifikationsdokument und ein Verfahren zur Her-
stellung eines buchartigen Identifikationsdokuments 
bekannt, wobei das Einlageblatt mit einer Naht in ei-
nem Scharnierbereich entlang einer Seite mit den üb-
rigen Buchteilen verbindbar ist. Das Einlageblatt be-
steht aus mindestens einer Schicht aus einem ther-
moplastischen Elastomer und mindestens einer wei-
teren Schicht. Die mindestens eine weitere Schicht 
erstreckt sich in Richtung der Einlageblattebene im 
Wesentlichen von der der Naht gegenüberliegenden 
Seite bis zu dem Scharnierbereich und die mindes-
tens eine Schicht aus dem thermoplastischen Elasto-
mer erstreckt sich in den Scharnierbereich hinein. Die 
Schichten, die das Einlageblatt bilden, sind miteinan-
der laminiert. Als bevorzugtes thermoplastisches 
Elastomer wird thermoplastisches Polyurethan (TPU) 
vorgeschlagen. Für die mindestens eine weitere 
Schicht werden hochtemperaturstabile Kunststoffe, 
beispielsweise Polycarbonate (PC), vorgeschlagen. 
Die Personalisierung des Einlageblattes, welches ein 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper ist, erfolgt in 
den höhertemperaturstabilen Kunststoffen.

[0006] Erfahrungen aus der Praxis mit solchen 
Passbüchern haben jedoch gezeigt, dass sich bei ei-
nem Einlageblatt aus einem thermoplastischen Elas-
tomer und einer hierauf laminierten mindestens einer 
weiteren Schicht aus einem hochtemperaturstabilen 
Kunststoff wie Polycarbonat (PC), die mit der Perso-
nalisierung versehene PC-Schicht von der aus dem 
thermoplastischen Elastomer gebildeten Schicht bei 
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einer geschickten Wahl von Temperatur und Zugkräf-
ten wieder ablösen lässt. Hierbei lässt sich in man-
chen Fällen die personalisierte PC-Schicht fasst un-
beschädigt von der aus dem thermoplastischen Elas-
tomer gebildeten Schicht lösen. Dieses ist im Hinblick 
auf eine Fälschungssicherheit des Passbuches sehr 
nachteilig.

[0007] Eine Ursache dafür, dass sich die mindes-
tens eine aus einem thermoplastischen Elastomer 
bestehende Schicht und die mindestens eine weitere 
Schicht nachträglich wieder voneinander lösen las-
sen, liegt darin, dass die beiden Materialien unter-
schiedliche Schmelztemperaturen aufweisen. Bei ei-
nem Laminationsprozess ist es daher häufig nicht 
möglich, eine Temperatur zu wählen, bei der beide 
Materialien an der Grenzfläche aufschmelzen und 
sich so miteinander verbinden, dass eine nicht zer-
störungsfrei lösbare Verbindung ausgebildet wird. 
Unter einer nicht zerstörungsfrei lösbaren Verbin-
dung wird im Folgenden eine Verbindung von zwei 
Schichten verstanden, die nicht wieder auflösbar ist, 
ohne das insbesondere an der mit einer höheren 
Schmelztemperatur versehenen Schicht eine Be-
schädigung entsteht. Soll beispielsweise Polycarbo-
nat (PC) auf das thermoplastische Elastomer thermo-
plastisches Polyurethan (TPU) laminiert werden, so 
schmilzt bei einer zu geringen Temperatur das Poly-
carbonat (PC) nicht. Wird hingegen eine zu hohe 
Temperatur gewählt, wo besteht die Gefahr, dass das 
thermoplastische Polyurethan (TPU) vollständig auf-
schmilzt, welches nachteilig für dessen Formstabilität 
ist. Daher sind Laminate zwischen thermoplastischen 
Elastomeren und hochtemperaturstabilen Thermo-
plasten bei normalen Laminationsprozessen nicht 
von ausreichender Güte, um eine nicht zerstörungs-
frei lösbare Verbindung in jedem Fall zu gewährleis-
ten, wie die Praxis gezeigt hat.

[0008] Der Erfindung liegt somit die technische Auf-
gabe zugrunde, einen Mehrschichtsicherheitsdoku-
mentenkörper sowie ein Verfahren zur Herstellung ei-
nes solchen sowie eine Vorrichtung zum Herstellen 
eines solchen Mehrschichtsicherheitsdokuments zu 
schaffen, bei denen oder mit denen eine Verbindung 
zwischen einer ersten Schicht eines ersten Kunst-
stoffmaterials mit einer Schicht eines anderen Kunst-
stoffmaterials, die flächig übereinander geschichtet 
sind, ausgebildet ist/wird oder ausbildbar ist, die nicht 
zerstörungsfrei lösbar ist, wobei das erste Kunststoff-
material und das andere Kunststoffmaterial unter-
schiedliche Schmelztemperaturen aufweisen.

[0009] Die Aufgabe wird erfindungsgemäß durch 
ein Verfahren mit den Merkmalen des Patentan-
spruchs 1 durch einen Sicherheitsdokumentenkörper 
mit den Merkmalen des Patentanspruchs 10 sowie 
eine Vorrichtung zum Herstellen eines Sicherheitsdo-
kumentenkörpers mit den Merkmalen des Patentan-
spruchs 19 gelöst. Vorteilhafte Ausgestaltungen der 

Erfindung ergeben sich aus den Unteransprüchen.

[0010] Hierfür ist vorgesehen, eine erste Schicht ei-
nes ersten Kunststoffmaterials mit einer zweiten 
Schicht eines anderen Kunststoffmaterials eines 
Mehrschichtdokumentenkörpers flächig übereinan-
der zu schichten, so dass die erste Schicht und die 
zweite Schicht in einem flächigen Überlappungsbe-
reich eine Grenzfläche aufweisen, wobei das erste 
Kunststoffmaterial und das andere Kunststoffmaterial 
unterschiedliche Schmelztemperaturen aufweisen, 
und die Schichten durch Energieeintrag miteinander 
verbunden werden. Erfindungsgemäß ist vorgese-
hen, in einem Teilbereich des Überlappungsbereichs, 
vorzugsweise punktuell, an der Grenzfläche Energie 
einzubringen, so dass die erste Schicht und die zwei-
te Schicht jeweils nur lokal an der Grenzfläche über 
die jeweilige Schmelztemperatur erwärmt werden 
und miteinander verbunden werden, so dass eine 
nicht zerstörungsfrei lösbare Verbindung ausgebildet 
wird. Die Energie wird hierbei so an der Grenzfläche 
eingebracht, dass die erste Schicht und die zweite 
Schicht nicht vollständig entlang einer Schichtdicke, 
die parallel zu einer Schichtungsrichtung und senk-
recht zur Grenzfläche verläuft, aufschmelzen. Kunst-
stoffmaterialien unterschiedlicher Schmelztempera-
tur, die beide oberhalb ihrer Schmelztemperatur er-
wärmt und miteinander in Kontakt sind, bilden eine 
Verbindung, die nicht zerstörungsfrei lösbar ist. Es 
wird somit ein Mehrschichtsicherheitsdokumentkör-
per geschaffen, der eine erste Schicht eines ersten 
Kunststoffmaterials und eine zweite Schicht eines an-
deren Kunststoffmaterials umfasst, die flächig überei-
nander geschichtet sind, so dass die erste Schicht 
und die zweite Schicht in einem flächigen Überlap-
pungsbereich eine Grenzfläche aufweisen, wobei 
das erste Kunststoffmaterial und das andere Kunst-
stoffmaterial unterschiedliche Schmelztemperaturen 
aufweisen und die Schichten durch Energieeintrag 
miteinander verbunden sind. Erfindungsgemäß ist 
bei dem Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper vor-
gesehen, dass die erste Schicht und die zweite 
Schicht in einem Teilgebiet des flächigen Überlap-
pungsbereichs an der Grenzfläche lokal eine nicht 
zerstörungsfrei lösbare Verbindung aufweisen, die 
durch nur lokales Erwärmen der ersten Schicht und 
der zweiten Schicht in dem Teilbereich des Überlap-
pungsbereichs an der Grenzfläche über die jeweilige 
Schmelztemperatur ausgebildet ist. Ein solcher 
Mehrschichtsicherheitsdokumentenkörper kann mit 
einer Vorrichtung hergestellt werden, bei der eine En-
ergiequelle relativ zu der Grenzfläche des ersten 
Kunststoffmaterials und des zweiten Kunststoffmate-
rials angeordnet ist, die ausgebildet ist, Energie in ei-
nem Teilbereich des Überlappungsbereichs der ers-
ten Schicht und der zweiten Schicht Energie an der 
Grenzschicht einzutragen, so dass das erste Kunst-
stoffmaterial und das andere Kunststoffmaterial nur 
lokal in dem Teilbereich oder einer begrenzten Umge-
bung des Teilbereichs an der Grenzfläche jeweils 
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über die Schmelztemperatur erwärmt werden.

[0011] Eine besonders gute, d. h. eine besonders 
stabile, Verbindung der ersten Schicht mit der zwei-
ten Schicht bildet sich aus, wenn eine senkrecht zur 
Grenzfläche wirkende Druckkraft ausgeübt wird.

[0012] Einen besonders vorteilhaften Mehrschicht-
sicherheitsdokumentkörper erhält man, wenn man 
die erste und die zweite Schicht mit weiteren Schich-
ten mittels eines über einen weiteren Überlappungs-
bereich der Schichten im Wesentlichen gleichmäßig 
verteilt eingebrachten Wärmeeintrag zu einem Ver-
bundkörper laminiert. Ein Verbundkörper, bei dem die 
erste und die zweite Schicht mit weiteren Schichten 
zu einem Verbundkörper laminiert sind, ist die erste 
Schicht vorzugsweise als eine innere, besonders be-
vorzugt als eine mittlere Schicht ausgebildet. Beson-
ders bevorzugt ist eine Ausführungsform, bei der die 
erste Schicht an einer Kante des Mehrschichtsicher-
heitsdokumentkörpers aus dem Verbundkörper über-
steht, vorzugsweise entlang einer gesamten Länge 
der Kante.

[0013] Der aus dem Verbundkörper vorstehende 
Bereich der ersten Schicht, ein so genannter Über-
stand, ist bei einer bevorzugten Weiterbildung mit ei-
nem Umschlag und vorzugsweise mehreren Papier-
seiten buchbinderisch verbunden, insbesondere ver-
näht. So erhält man ein Passbüchlein mit einem 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper, welches 
problemlos umgeschlagen werden kann, wenn als 
erstes Kunststoffmaterial ein thermoplastisches Elas-
tomer, beispielsweise ein thermoplastisches Polyure-
thanmaterial, gewählt wird.

[0014] Der Energieeintrag an der Grenzfläche wird 
bevorzugt mittels elektromagnetischer Strahlung vor-
genommen. Elektromagnetische Strahlung weist den 
Vorteil auf, dass sie räumlich gut fokussiert werden 
kann, so dass ein Energieeintrag gezielt an der 
Grenzfläche erfolgen kann.

[0015] Bei einer besonders bevorzugten Ausfüh-
rungsform wird der Energieeintrag mittels eines fo-
kussierten Laserstrahls vorgenommen. Die Wellen-
länge des Lasers wird angepasst an das erste und 
das zweite Kunststoffmaterial gewählt.

[0016] Ebenso kann elektromagnetische Strahlung 
auch hinsichtlich ihrer zeitlichen Dauer präzise ge-
steuert werden. Die eingebrachte Energiemenge 
kann somit gut dosiert werden.

[0017] Bei einer bevorzugten Ausführungsform der 
Erfindung ist vorgesehen, dass die durch das lokale 
Schmelzen des ersten Kunststoffmaterials der ersten 
Schicht und des anderen Kunststoffmaterials der 
zweiten Schicht an der Grenzfläche für einen Be-
trachter des Mehrschichtsicherheitsdokumentkör-

pers nicht ohne weiteres optisch wahrnehmbar sein 
soll. Insbesondere sollen weder an der ersten Schicht 
noch an der zweiten Schicht optisch oder auch taktil 
wahrnehmbare Veränderungen hervorgerufen wer-
den. Insbesondere soll bei einer Verwendung eines 
laserpersonalisierbaren Kunststoffmaterials für die 
andere Schicht eine Färbungs- oder Schwärzungsre-
aktion unterbleiben. Auch in möglicherweise vorhan-
denen weiteren mit der ersten und der zweiten 
Schicht zu einem Verbundkörper laminierten Schich-
ten soll eine solche Veränderung unterbleiben. Daher 
ist bei einer bevorzugten Ausführungsform vorgese-
hen, dass die elektromagnetische Strahlung modu-
liert wird, um einen effizienten Energieeintrag in die 
erste und die zweite Schicht zu erreichen. Hierdurch 
kann erreicht werden, dass sowohl in der ersten 
Schicht als auch in der zweiten Schicht Energie ab-
sorbiert wird, die zu einer Erwärmung des ersten 
Kunststoffmaterials bzw. des anderen Kunststoffma-
terials führt. Wird die Modulation, die eine Frequenz-
modulation und/oder eine Amplitudenmodulation 
sein kann, geschickt gewählt, so kann sichergestellt 
werden, dass eine Einfärbung oder Schwärzung der 
laserpersonalisierbaren Schichten des Mehrschicht-
sicherheitsverbunddokuments unterbleiben. Insbe-
sondere durch eine starke Fokussierung wird dieser 
Effekt unterstützt. Nur im Fokus an der Grenzfläche 
treten hohe Energiedichten auf.

[0018] Als erstes Kunststoffmaterial wird vorzugs-
weise ein thermoplastisches Elastomer, besonders 
bevorzugt thermoplastisches Polyurethan (TPU), 
verwendet. Das andere Kunststoffmaterial ist vor-
zugsweise ein Kunststoffmaterial mit hoher Erwei-
chungstemperatur, d. h. ein hochtemperaturstabiles 
Kunststoffmaterial, bevorzugt ein Polycarbonat (PC). 
Neben einem vorzugsweise verwendeten thermo-
plastischen Polyurethan (TPU) als erstes Kunststoff-
material für die erste Schicht können auch weitere 
thermoplastische Elastomere eingesetzt werden. 
Hierfür stehen die gesamte Gruppe der thermoplasti-
schen Polyurethane, die Gruppe der thermoplasti-
schen Copolyester und die Gruppe der thermoplasti-
schen Polyether-Block-Amide zur Verfügung. Für die 
zweite Schicht wird als anderes Kunststoffmaterial 
vorzugsweise ein hochtemperaturstabiler Kunststoff, 
d. h. ein Kunststoff mit hoher Erweichungstempera-
tur, gewählt. Diese umfassen neben dem bevorzug-
ten Kunststoffmaterial Polycarbonat (PC) Polyether-
sulfon (PES), Polyetheretherketon (PEEK), Polyphe-
nylenoxid (PPO), Polyphenylensulfid (PPS), Polye-
thylenterephthalat (PET), Polybutylenterephthalat 
(PBT), Polyoxymethylen (POM), Polysulfon (PSU), 
Polyethermid (PEI) oder Polyamid (PA). Die gegebe-
nenfalls weiteren Schichten bestehen vorzugsweise 
aus einem dieser hochtemperaturstabilen Kunststof-
fe oder einer Kombination hieraus.

[0019] Als weiteres Sicherheitsmerkmal werden in 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper häufig Mi-
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krochips integriert, die besonders bevorzugt für ein 
berührungsloses Auslesen verborgen im Innern ei-
nes Mehrschichtsicherheitsdokumentkörpers ange-
ordnet sind. Hierzu wird ein Mikrochip mit einer An-
tenne gekoppelt, die dann beide bevorzugt in eine 
der Schichten des Mehrschichtsicherheitsdokument-
körpers eingearbeitet sind. Besonders bevorzugt 
wird der Mikrochip mit der verbundenen Antenne in 
die erste Schicht, die aus einem thermoplastischen 
Elastomermaterial gebildet ist, eingearbeitet. Insbe-
sondere bei einer Verwendung einer solchen mit ei-
nem so genannten Inlays, bestehend aus dem Mikro-
chip und der Antenne, versehenen Schicht, ist eine 
Anwendung der Erfindung besonders vorteilhaft. 
Wird beispielsweise das besonders bevorzugte ther-
moplastische Polyurethanmaterial für die erste 
Schicht verwendet und für die zweite Schicht und 
mögliche weitere Schichten ein Polycarbonatmaterial 
verwendet, so besteht die Gefahr, dass beim Lami-
nieren eine zu hohe Temperatur gewählt wird, um 
eine nicht lösbare Verbindung zwischen der ersten 
Schicht und der zweiten Schicht durch einen flächi-
gen Energieeintrag in Form von Wärmeenergie zu er-
reichen. Wird nämlich eine Temperatur gewählt, die 
ausreichend ist, das thermoplastische Polyurethan-
material aufzuschmelzen, so besteht die Gefahr, 
dass sich die Antenne und der Mikrochip aus ihrer 
gewünschten Position bewegen. Bei Verwendung 
des erfindungsgemäßen Verfahrens zum Herstellen 
eines erfindungsgemäßen Mehrschichtsicherheits-
dokumentkörpers, bei dem in die erste Schicht ein 
Chip mit einer Antenne eingearbeitet ist, besteht die 
Gefahr des Aufschmelzens der gesamten ersten 
Schicht gerade nicht. Dadurch, dass der Energieein-
trag nur lokal an der Grenzschicht zwischen der ers-
ten Schicht und der zweiten Schicht erfolgt, kann er-
reicht werden, dass nach dem Erreichen der 
Schmelztemperatur des ersten und des zweiten 
Kunststoffmaterials bzw. einem Einbringen der hier-
für erforderlichen Energie der Energieeintrag ge-
stoppt wird. Die an der Verbindungsstelle vorhande-
ne Energie kann in die übrigen Bereiche der ersten 
und der zweiten Schicht dissipieren, so dass eine ra-
sche Abkühlung an der Grenzschicht auftritt und die 
nicht zerstörungsfrei lösbare Verbindung ausgebildet 
wird. Die an der Grenzschicht zugeführte Energie-
menge wird so gewählt, dass sie nicht ausreicht, um 
außerhalb des lokal über den Energieeintrag er-
wärmten Teilbereichs der Grenzfläche oder einer be-
grenzten Umgebung des Teilbereichs ein Aufschmel-
zen der ersten oder der zweiten Schicht zu bewirken.

[0020] Um jedoch eine gute Verbindung der ersten 
Schicht mit der zweiten Schicht zu erreichen, ist bei 
einer bevorzugten Ausführungsform vorgesehen, 
dass Energie gezielt an mehreren voneinander beab-
standeten Teilbereichen des Überlappungsbereichs 
an der Grenzfläche eingetragen wird, um mehrere 
nicht zerstörungsfrei lösbare Verbindungen auszubil-
den. Hierbei kann der Energieeintrag zeitgleich an 

mehreren Teilbereichen oder zeitversetzt erfolgen. 
Insgesamt ist darauf zu achten, dass die Teilbereiche 
soweit voneinander entfernt sind bzw. der Energie-
eintrag zeitlich so erfolgt, dass die Energie in den 
Mehrschichtsicherheitsverbunddokumentkörper so 
dissipieren kann, dass ein Aufschmelzen außerhalb 
der Teilbereiche, in die gezielt Energie an der Grenz-
schicht eingebracht wird, oder außerhalb begrenzter 
Umgebungen der Teilbereiche ausgeschlossen ist. 
Gegebenenfalls kann eine Kühlung an einer Ober- 
und/oder Unterseite des erzeugten Mehrschicht-
sicherheitsdokumentkörpers vorgesehen sein.

[0021] Besonders hervorgehoben werden soll an 
dieser Stelle, dass eine Verbindung der ersten 
Schicht mit der zweiten Schicht in erfindungsgemä-
ßer Weise vor einem Laminieren mit möglichen wei-
teren Schichten zu einem Mehrschichtsicherheitsdo-
kumentkörper oder nach dem Laminieren erfolgen 
kann.

[0022] Ebenso können die nicht zerstörungsfrei lös-
baren Verbindungen vor oder nach einem Personali-
sieren der laserpersonalisierbaren Schichten erfol-
gen.

[0023] Für die Herstellung eines Mehrschichtsicher-
heitsdokumentkörpers wird eine Vorrichtung vorge-
schlagen, bei der eine Energiequelle relativ zu der 
Grenzfläche des ersten Kunststoffmaterials und des 
zweiten Kunststoffmaterials angeordnet ist, die aus-
gebildet ist, Energie in einen Teilbereich des Überlap-
pungsbereichs der ersten Schicht und der zweiten 
Schicht an der Grenzschicht einzutragen, so dass 
das erste Kunststoffmaterial und das andere Kunst-
stoffmaterial nur lokal in dem Teilbereich oder einer 
begrenzten Umgebung des Teilbereichs an der 
Grenzfläche jeweils über die Schmelztemperatur er-
wärmt werden.

[0024] Bei einer bevorzugten Ausführungsform ei-
ner solchen Herstellungsvorrichtung ist die Energie-
quelle eine elektromagnetische Strahlungsquelle.

[0025] Um die elektromagnetische Strahlung an der 
Grenzfläche einbringen zu können, ist bei einer be-
vorzugten Ausführungsform vorgesehen, dass eine 
Fokussierungseinrichtung die elektromagnetische 
Strahlung an der Grenzfläche in dem Teilbereich fo-
kussiert.

[0026] Bei einer bevorzugten Ausführungsform der 
Herstellungsvorrichtung ist die Energiequelle ein La-
ser.

[0027] Um einen guten Energieeintrag in das erste 
Kunststoffmaterial und das zweite Kunststoffmaterial 
an der Grenzfläche realisieren zu können, ist bei ei-
ner bevorzugten Ausführungsform eine Modulations-
vorrichtung vorgesehen, die die elektromagnetische 
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Strahlung moduliert. Als Modulationsvorrichtung 
kann jede geeignete Vorrichtung verwendet werden, 
die in der Lage ist, eine Wellenlänge der elektromag-
netischen Strahlung und/oder eine Amplitude der 
elektromagnetischen Strahlung zu modulieren. Bei 
einigen Ausführungsformen kann vorgesehen sein, 
dass die Modulationsvorrichtung in die Energiequelle 
integriert ist. Dies gilt beispielsweise für eine als Dio-
denlaser ausgebildete Energiequelle, bei der eine 
Frequenz- und Amplitudenmodulation bereits in der 
Energiequelle ausführbar ist.

[0028] Auch bei anderen Lasersystemen kann der 
Modulator in die als Lasersystem ausgebildete Ener-
giequelle integriert sein.

[0029] Um an mehreren Stellen in dem Überlap-
pungsbereich voneinander beabstandete nicht zer-
störungsfrei lösbare Verbindungen auszubilden, ist 
bei einer Ausführungsform der Erfindung vorgese-
hen, dass die elektromagnetische Strahlung inner-
halb der Grenzfläche an unterschiedliche Positionen 
lenkbar ist. Dies lässt sich beispielsweise über eine 
geeignete, beispielsweise verschiebbare, Optik errei-
chen.

[0030] Bei einer weiteren Ausführungsform ist vor-
gesehen, dass die elektromagnetische Strahlung 
über eine Abbildungsoptik zeitgleich in mehrere von-
einander beabstandete Teilbereiche der Grenzfläche 
gelenkt wird. Bei einer solchen Ausführungsform 
können mehrere nicht zerstörungsfrei lösbare Verbin-
dungen zeitgleich ausgebildet werden.

[0031] Ebenso ist eine Ausführungsform denkbar, 
bei der eine Abbildungsoptik vorgesehen ist, die zum 
einen die elektromagnetische Strahlung zeitgleich in 
unterschiedliche Teilbereiche der Grenzfläche lenkt 
und ferner so ausgebildet ist, dass Auftreffbereiche 
der elektromagnetischen Strahlung in der Grenz-
schicht verschoben werden können. Hierdurch wird 
es möglich, nacheinander jeweils mehrere nicht zer-
störungsfrei lösbare Verbindungen zwischen der ers-
ten Schicht und der zweiten Schicht auszubilden.

[0032] Nachfolgend wird die Erfindung anhand ei-
nes bevorzugten Ausführungsbeispiels näher erläu-
tert. Hierbei zeigen:

[0033] Fig. 1 eine schematische Darstellung einer 
Vorrichtung zum Herstellen eines Mehrschichtsicher-
heitsdokumentkörpers und einen Mehrschichtsicher-
heitsdokumentkörper; und

[0034] Fig. 2 ein Passbuch mit einem Mehrschicht-
sicherheitsdokumentkörper.

[0035] In Fig. 1 ist eine Vorrichtung 1 zum Herstel-
len eines Mehrschichtsicherheitsdokumentkörpers 2
mit dem Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper 2

schematisch dargestellt. Der Mehrschichtsicherheits-
dokumentkörper 2 umfasst eine erste Schicht 3, die 
aus einem ersten Kunststoffmaterial besteht. Das 
erste Kunststoffmaterial ist vorzugsweise ein thermo-
plastisches Elastomer, besonders bevorzugt ein ther-
moplastisches Polyurethan (TPU). In die erste 
Schicht 3 sind ein Mikrochip 4 und eine hiermit ver-
bundene Antenne 5 eingearbeitet, die ein berüh-
rungsloses Auslesen von in dem Mikrochip 4 gespei-
cherten Daten bzw. ein Übertragen von Daten in den 
Mikrochip gestatten. Der Mikrochip 4 und die Anten-
ne 5 sind in die erste Schicht 3 so eingearbeitet, dass 
sie vollständig von dem Kunststoffmaterial der ersten 
Schicht umschlossen sind und so innerhalb der ers-
ten Schicht 3 fixiert sind.

[0036] Über die erste Schicht 3 ist eine zweite 
Schicht 6 geschichtet, so dass diese flächig aneinan-
der angrenzen. Die erste Schicht 3 und die zweite 
Schicht 6 weisen in einem flächigen Überlappungs-
bereich eine Grenzfläche 7 auf. Bei der Darstellung 
nach Fig. 1 erstrecken sich sowohl die erste Schicht 
3 als auch die zweite Schicht 6 sowie die Grenzfläche 
7 jeweils auch senkrecht zur Zeichenebene. Die erste 
Schicht 3 und die zweite Schicht 6 sind vorzugsweise 
mit weiteren Schichten 8 übereinander geschichtet. 
Die Schichtung erfolgt vorzugsweise so, dass die ers-
te Schicht 3 eine innere Schicht, bevorzugt eine mitt-
lere Schicht, ist. Ein flächiger Überlappungsbereich 
der ersten Schicht 3 und der zweiten Schicht 6, wel-
cher durch die geschweifte Klammer 9 angedeutet 
ist, erstreckt sich vorzugsweise nicht über die gesam-
te Fläche der ersten Schicht 3. Ein weiterer Überlap-
pungsbereich, der durch eine weitere geschweifte 
Klammer 10 angedeutet ist, der weiteren Schichten 8
ist vorzugsweise identisch mit dem Überlappungsbe-
reich der ersten Schicht 3 mit der zweiten Schicht 6
oder überdeckt die Fläche der ersten Schicht 3 vor-
zugsweise zumindest nicht vollständig. Der weitere 
Überlappungsbereich überdeckt vorzugsweise die 
gesamte zweite Schicht 6. Der weitere Überlap-
pungsbereich kann über Kanten der ersten Schicht 3
hinausragen, vorzugsweise dann im Wesentlichen an 
drei Kanten.

[0037] Die erste Schicht 3, die zweite Schicht 6 und 
die weiteren Schichten 8 werden vorzugsweise durch 
ein flächiges Einbringen von Wärmeenergie zu ei-
nem Verbundkörper laminiert. Hierbei bildet sich, wie 
oben bereits erläutert, zwischen der ersten Schicht 3, 
die vorzugsweise aus einem thermoplastischen Elas-
tomer, vorzugsweise einem thermoplastischen Poly-
urethanmaterial, besteht, und der zweiten Schicht 6, 
die vorzugsweise wie die weiteren Schichten 8 aus 
einem hochtemperaturstabilen Kunststoffmaterial, 
bevorzugt einem Polycarbonatmaterial, besteht, eine 
Verbindung aus, die unter geeigneten Bedingungen 
zerstörungsfrei für die zweite Schicht 6 gelöst werden 
kann. Der bei der Lamination erstellte Verbundkörper 
11 ist vorzugsweise so ausgebildet, dass die erste 
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Schicht 3 entlang einer Kante 12, bevorzugt entlang 
im Wesentlichen der gesamten Kantenlänge (ausge-
nommen bleiben gegebenenfalls Abschnitte der Kan-
te 12, in den die übrigen Schichten 8 parallel zur Kan-
tenrichtung über die erste Schicht 3 hinausragen, wie 
dieses beispielsweise der Fall ist, wenn die übrigen 
Schichten 8 und zweite Schicht 6 an den restlichen 
drei Kanten des Verbundkörpers 11 über die erste 
Schicht 3 überstehen, um die erste Schicht 3 zu um-
schließen), des Mehrschichtsicherheitsdokumentkör-
pers 2 aus dem Verbundkörper 11 mit einem Über-
stand 13 übersteht. Dieser Überstand 13 kann ver-
wendet werden, um den Mehrschichtsicherheitsdo-
kumentkörper 2 später in ein Passbuch, beispielswei-
se mittels eines Einnähens, einbinden zu können.

[0038] Um eine nicht zerstörungsfrei lösbare Ver-
bindung zwischen der ersten Schicht 3 und der zwei-
ten Schicht 6 ausbilden zu können, weist die Vorrich-
tung 1 eine Energiequelle 20 auf. Die Energiequelle 
20 ist vorzugsweise als Laser ausgebildet. Die von 
der Energiequelle emittierte elektromagnetische 
Strahlung 21 wird über ein optisches System 22 auf 
einen oder, wie hier dargestellt, bevorzugt auf mehre-
re Teilbereiche 23, 23' der Grenzfläche 7 zwischen 
der ersten Schicht 3 und der zweiten Schicht 6 fokus-
siert. Hierfür kann das optische System 22 beispiels-
weise einen halb durchlässigen Spiegel 24 und einen 
weiteren Spiegel 25 sowie Fokussierungslinsen um-
fassen. Es versteht sich für den Fachmann, dass das 
optische System hier nur schematisch dargestellt ist 
und eine Vielzahl von optischen Komponenten um-
fassen kann. Für die Fokussierung der elektromag-
netischen Strahlung 21 auf die Teilbereiche 23, 23', 
die voneinander in der Grenzfläche 7 beabstandet 
sind, ist insbesondere eine Fokussierung der elektro-
magnetischen Strahlung senkrecht zur Grenzfläche 7
von entscheidender Bedeutung, um den Energieein-
trag in die erste Schicht 3 und die zweite Schicht 6
möglichst nahe an der Grenzfläche 7 zu erreichen. 
Um einen Energieeintrag in das Kunststoffmaterial 
der ersten Schicht 3 und das andere Kunststoffmate-
rial der zweiten Schicht 6 effizient zu gestalten, kann 
es vorteilhaft sein, die elektromagnetische Strahlung 
zu modulieren. Hierfür ist ein Modulator 27 vorgese-
hen. Wie durch einen gestrichelten Kasten 28 ange-
deutet ist, kann der Modulator in die Energiequelle 20
integriert sein.

[0039] Eine Modulation der elektromagnetischen 
Strahlung 21 erfolgt so, dass ein effizienter Energie-
eintrag an der Grenzfläche in das erste Kunststoffma-
terial und das andere Kunststoffmaterial erfolgt. Hier-
bei wird die Modulation so gewählt, dass eine Fär-
bung oder Schwärzung, insbesondere in der zweiten 
Schicht 6 oder einer der weiteren Schichten 8, unter-
bleibt. Bei der Modulation kann es sich um eine Am-
plitudenmodulation und/oder eine Frequenzmodulati-
on handeln.

[0040] Der Energieeintrag erfolgt so, dass das erste 
Kunststoffmaterial und das andere Kunststoffmaterial 
nur in den Teilbereichen 23, 23' an der Grenzfläche 7
oder begrenzten Umgebungen aufschmelzen. Reicht 
die eingebrachte Energie aus um dieses zu errei-
chen, so wird der Energieeintrag beendet. Es ergibt 
sich für den Fachmann, dass die Teilbereiche, in die 
die Energie eingebracht wird, nicht identisch mit den 
Bereichen sein müssen, in denen das erste Kunst-
stoffmaterial und das andere Kunststoffmaterial 
schmelzen. Vielmehr können aufgrund einer Dissipa-
tion der Energie das erste Kunststoffmaterial und das 
andere Kunststoffmaterial auch in begrenzten Umge-
bungen der Teilbereiche aufschmelzen und an der 
Ausbildung der nicht lösbaren Verbindung beteiligt 
sein.

[0041] Als besonders vorteilhaft hat es sich heraus-
gestellt, Druckkräfte senkrecht zu der Grenzfläche 7
anzuwenden, so dass sich in den Teilbereichen 23, 
23' das aufgeschmolzene erste Kunststoffmaterial 
der ersten Schicht 3 gut mit dem aufgeschmolzenen 
anderen Kunststoffmaterial der zweiten Schicht 6
verbindet, um nicht zerstörungsfrei lösbare Verbin-
dungen auszubilden.

[0042] Bei der dargestellten Ausführungsform ist 
das optische System 22 relativ zu dem Mehrschicht-
sicherheitsdokumentkörper in der Weise beweglich 
angeordnet (wie mittels eines Doppelpfeils 30 ange-
deutet ist), dass Fokussierungsgebiete der elektro-
magnetischen Strahlung, die in den Teilbereichen 23, 
23' liegen, in der Grenzfläche 7 verschoben werden 
können. Hierdurch können nacheinander eine Viel-
zahl von nicht zerstörungsfrei lösbaren Verbindungen 
zwischen der ersten Schicht 3 und der zweiten 
Schicht 6 ausgebildet werden. Diese können sowohl 
in regelmäßigen Abständen als auch in unregelmäßi-
gen Abständen ausgebildet werden. Besonders be-
vorzugt ist ein Ausbilden dieser nicht zerstörungsfrei 
lösbaren Verbindungen in Bereichen, an denen in 
darüber bzw. darunter liegenden Schichten, bezogen 
auf eine Schichtungsrichtung 29, andere Sicherheits-
merkmale (nicht dargestellt) angeordnet sind, die 
beim Versuch, die Verbindung der ersten Schicht 3
von der zweiten Schicht 6 zu lösen, zerstört werden.

[0043] In Fig. 2 ist eine weitere Ausführungsform ei-
nes Mehrschichtsicherheitsdokumentkörpers 2' dar-
gestellt. Eine als mittlere Schicht ausgebildete erste 
Schicht 3' weist einen T-förmigen Querschnitt auf. 
Die zweite Schicht 6' sowie weitere Schichten 8'
überlappen die erste Schicht 3' nur im Bereich des 
längeren Schenkels des T-förmigen Querschnitts. 
Der restliche Bereich der ersten Schicht 3' bildet ei-
nen Überstand 13', der mit Papierseiten 41 und ei-
nem Buchdeckel 42 zu einem Passbuch 43 gebun-
den ist. Um zu verhindern, dass die zweite Schicht 6'
und die übrigen Schichten 8', die zu einem Verbund-
körper 11' in einem Laminationsverfahren mit der ers-
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ten Schicht 3' verbunden sind, von der ersten Schicht 
3' zerstörungsfrei gelöst werden können, sind zwi-
schen der ersten Schicht 3', die vorzugsweise aus ei-
nem thermoplastischen Polyurethanmaterial gebildet 
ist, und der zweiten Schicht 6', die vorzugsweise aus 
einem Polycarbonat wie die weiteren Schichten 8'
gebildet ist, in mehreren voneinander beabstandeten 
Teilbereichen an einer Grenzfläche 7' zwischen der 
ersten Schicht 3' und der zweiten Schicht 6' nicht zer-
störungsfrei lösbare Verbindungen ausgebildet, die 
durch ein lokales Aufschmelzen der ersten Schicht 3'
und der zweiten Schicht 6' aufgrund eines lokalisier-
ten Energieeintrags in die Teilbereiche 23'' und 23'''
der Grenzfläche 7' bewirkt sind.

[0044] Wie bei dem Beispiel nach Fig. 1 sind auch 
bei dem Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper 11'
in die erste Schicht 3' ein Mikrochip 4' und eine An-
tenne 5' als Inlay eingearbeitet.

[0045] Es ergibt sich für den Fachmann, dass die 
beschriebenen Ausführungsformen der Erfindung le-
diglich beispielhafter Natur sind. Die einzelnen be-
schriebenen Merkmale der einzelnen Ausführungs-
formen können beliebig miteinander kombiniert wer-
den, um die Erfindung auszuführen. Insbesondere 
kann die Erfindung auf Sicherheitsdokumentkörper 
angewendet werden, die selbst vollständige Sicher-
heitsdokumente darstellen, d. h., nicht in ein Buch 
eingebunden werden. Bei solchen Ausführungsfor-
men ist häufig die erste Schicht vollständig von der 
zweiten Schicht und gegebenenfalls den weiteren 
Schichten überdeckt, so dass kein Überstand der 
ersten Schicht existiert.

Bezugszeichenliste

1 Vorrichtung zum Herstellen ei-
nes Mehrschichtsicherheitsdo-
kumentkörpers

2, 2' Mehrschichtsicherheitsdoku-
mentkörper

3, 3' erste Schicht
4, 4' Mikrochip
5, 5' Antenne
6, 6' zweite Schicht
7, 7' Grenzfläche
8, 8' weitere Schichten
9 geschweifte Klammer (Überlap-

pungsbereich der ersten 
Schicht mit der zweiten Schicht)

10 weitere geschweifte Klammer 
(weiterer Überlappungsbereich 
der weiteren Schichten 8)

11, 11' Verbundkörper
12 Kante
13, 13' Überstand
20 Energiequelle
21 elektromagnetische Strahlung
22 optisches System

23, 23', 23'', 23''' Teilbereiche
24 halb durchlässiger Spiegel
25 weiterer Spiegel
26 Fokussierungslinsen
27 Modulator
28 gestrichelter Kasten
29 Schichtungsrichtung
30 Doppelpfeil
41 Papierseiten
42 Buchdeckel
43 Passbuch
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Patentansprüche

1.  Verfahren zum Verbinden von einer ersten 
Schicht (3; 3') eines ersten Kunststoffmaterials mit ei-
ner zweiten Schicht (6; 6') eines anderen Kunststoff-
materials eines Mehrschichtsicherheitsdokumentkör-
pers (2; 2'), die flächig übereinander geschichtet wer-
den, sodass die erste Schicht (3; 3') und die zweite 
Schicht (6; 6') in einem flächigen Überlappungsbe-
reich eine Grenzfläche (7; 7') aufweisen, wobei das 
erste Kunststoffmaterial und das andere Kunststoff-
material unterschiedliche Schmelztemperaturen auf-
weisen, und die Schichten durch Energieeintrag mit-
einander verbunden werden, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Energie gezielt in einen Teilbe-
reich (23, 23'; 23'', 23'') des flächigen Überlappungs-
bereichs an der Grenzfläche (7; 7') eingebracht wird, 
so dass die erste Schicht (3; 3') und die zweite 
Schicht (6; 6') jeweils nur lokal in dem Teilbereich (23, 
23'; 23'', 23'') oder begrenzt in einer Umgebung des 
Teilbereichs (23, 23'; 23'', 23'') des Überlappungsbe-
reichs an der Grenzfläche (7; 7') über die jeweilige 
Schmelztemperatur erwärmt werden und miteinan-
der verbunden werden, dass in dem Teilbereich (23, 
23'; 23'', 23'') oder der begrenzten Umgebung des 
Teilbereichs (23, 23'; 23'', 23'') eine nicht zerstö-
rungsfrei lösbare Verbindung ausgebildet wird.

2.  Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass eine senkrecht zur Grenzfläche (7; 7') 
wirkende Druckkraft ausgeübt wird.

3.  Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch 
gekennzeichnet, dass die erste Schicht (3; 3') und die 
zweite Schicht (6; 6') mit weiteren Schichten (8, 8') 
mittels eines über einen weiteren Überlappungsbe-
reich der Schichten im Wesentlichen gleichmäßig 
verteilt eingebrachten Wärmeeintrag zu einem Ver-
bundkörper (11, 11') laminiert werden oder sind.

4.  Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 3, 
dadurch gekennzeichnet, dass der Energieeintrag an 
der Grenzfläche (7; 7') mittels elektromagnetischer 
Strahlung vorgenommen wird.

5.  Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 4, 
dadurch gekennzeichnet, dass der Energieeintrag 
mittels eines fokussierten Laserstrahls vorgenom-
men wird.

6.  Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 5, 
dadurch gekennzeichnet, dass die elektromagneti-
sche Strahlung moduliert wird, um einen effizienten 
Energieeintrag in die erste Schicht (3; 3') und in die 
zweite Schicht (6; 6') zu erreichen.

7.  Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 6, 
dadurch gekennzeichnet, dass gezielt in mehreren 
voneinander beabstandeten Teilbereichen (23, 23'; 
23'', 23'') des Überlappungsbereichs an der Grenz-

fläche (7; 7') Energie eingetragen wird, um in diesen 
Teilbereichen (23, 23'; 23'', 23'') an der Grenzfläche 
(7; 7') nicht zerstörungsfrei lösbare Verbindungen 
auszubilden.

8.  Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 7, 
dadurch gekennzeichnet, dass das erste Kunststoff-
material ein thermoplastisches Elastomer, vorzugs-
weise ein thermoplastisches Polyurethan (TPU), und 
das andere Kunststoffmaterial ein hochtemperatur-
stabiles thermoplastisches Kunststoffmaterial, vor-
zugsweise ein Polycarbonat (PC), ist.

9.  Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 8, 
dadurch gekennzeichnet, dass in die erste Schicht (3; 
3') ein Mikrochip (4; 4') und eine Antenne (5; 5') ein-
gearbeitet werden oder sind.

10.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') umfassend eine erste Schicht (3; 3') eines ersten 
Kunststoffmaterials und eine zweite Schicht (6; 6') ei-
nes anderen Kunststoffmaterials, die flächig überein-
ander geschichtet sind, sodass die erste Schicht (3; 
3') und die zweite Schicht (6; 6') in einem flächigen 
Überlappungsbereich eine Grenzfläche (7; 7') auf-
weisen, wobei das erste Kunststoffmaterial und das 
andere Kunststoffmaterial unterschiedliche Schmelz-
temperaturen aufweisen und die Schichten durch En-
ergieeintrag miteinander verbunden worden sind, da-
durch gekennzeichnet, dass die erste Schicht (3; 3') 
und die zweite Schicht (6; 6') in einem Teilbereich 
(23, 23'; 23'', 23'') des flächigen Überlappungsbe-
reichs an der Grenzfläche (7; 7') lokal eine nicht zer-
störungsfrei lösbare Verbindung aufweisen, die durch 
ein nur lokales Erwärmen der ersten Schicht (3; 3') 
und der zweiten Schicht (6; 6') in dem Teilbereich (23, 
23'; 23'', 23'') des Überlappungsbereichs an der 
Grenzfläche (7; 7') über die jeweilige Schmelztempe-
ratur ausgebildet ist.

11.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach Anspruch 10, dadurch gekennzeichnet, dass 
die nicht zerstörungsfrei lösbare Verbindung unter 
Ausübung eine senkrecht zur Grenzfläche (7; 7') wir-
kende Druckkraft im Zeitpunkt des lokalen Erwär-
mens über den Schmelzpunkt der ersten Schicht (3; 
3') und der zweiten Schicht (6; 6') an der Grenzfläche 
(7; 7') ausgebildet ist.

12.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach Anspruch 10 oder 11, dadurch gekennzeich-
net, dass die erste Schicht (3; 3') und die zweite 
Schicht (6; 6') mit weiteren Schichten mittels eines 
über einen weiteren Überlappungsbereich der 
Schichten im Wesentlichen gleichmäßig verteilt ein-
gebrachten Wärmeeintrag zu einem Verbundkörper 
laminiert sind.

13.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach einem der Ansprüche 10 bis 12, dadurch ge-
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kennzeichnet, dass die erste Schicht (3; 3') an einer 
Kante (12; 12') des Mehrschichtsicherheitsdoku-
mentkörpers (2; 2') aus dem Verbundkörper über-
steht, vorzugsweise entlang einer gesamten Länge 
der Kante (12; 12').

14.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach einem der Ansprüche 10 bis 13, dadurch ge-
kennzeichnet, dass die erste Schicht (3; 3') und in die 
zweite Schicht (6; 6') in mehreren voneinander beab-
standeten Teilbereichen (23, 23'; 23'', 23'') des Über-
lappungsbereichs an der Grenzfläche (7; 7') nicht 
zerstörungsfrei lösbare Verbindungen ausgebildet 
sind.

15.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach einem der Ansprüche 10 bis 14, dadurch ge-
kennzeichnet, dass das erste Kunststoffmaterial ein 
thermoplastisches Elastomer, vorzugsweise ein ther-
moplastisches Polyurethan (TPU), und das andere 
Kunststoffmaterial ein hochtemperaturstabiles ther-
moplastisches Kunststoffmaterial, vorzugsweise ein 
Polycarbonat (PC), ist.

16.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach einem der Ansprüche 10 bis 15, dadurch ge-
kennzeichnet, dass in die erste Schicht (3; 3') ein Mi-
krochip (4; 4') und eine Antenne (5; 5') eingearbeitet 
sind.

17.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach einem der Ansprüche 10 bis 16, dadurch ge-
kennzeichnet, dass in mindestens eine der Schichten 
mindestens ein Sicherheitsmerkmal eingearbeitet ist.

18.  Mehrschichtsicherheitsdokumentkörper (2; 
2') nach einem der Ansprüche 10 bis 17, dadurch ge-
kennzeichnet, dass mindestens ein Sicherheitsmerk-
mal in einer Projektion senkrecht auf die Grenzfläche 
(7; 7') mit der nicht zerstörungsfrei lösbaren Verbin-
dung überlappt.

19.  Vorrichtung (1) zum Herstellen eines 
Mehrschichtsicherheitsdokumentkörpers (2; 2') nach 
einem der Ansprüche 10 bis 18, dadurch gekenn-
zeichnet, dass eine Energiequelle (20) relativ zu der 
Grenzfläche (7; 7') des ersten Kunststoffmaterials 
und des zweiten Kunststoffmaterials angeordnet ist, 
die ausgebildet ist, Energie in einen Teilbereich (23, 
23'; 23'', 23'') des Überlappungsbereichs der ersten 
Schicht (3; 3') und der zweiten Schicht (6; 6') Energie 
an Grenzfläche (7; 7') einzutragen.

20.  Vorrichtung (1) nach Anspruch 19, dadurch 
gekennzeichnet, dass die Energiequelle (20) eine 
elektromagnetische Strahlungsquelle ist.

21.  Vorrichtung (1) nach Anspruch 20, dadurch 
gekennzeichnet, dass eine Fokussierungseinrich-
tung die elektromagnetische Strahlung an der Grenz-

fläche (7; 7') in dem Teilbereich (23, 23'; 23'', 23'') fo-
kussiert.

22.  Vorrichtung (1) nach einem der Ansprüche 19 
bis 21, dadurch gekennzeichnet, dass die Energie-
quelle (20) ein Laser ist.

23.  Vorrichtung (1) nach einem der Ansprüche 20 
bis 22, dass ein Modulator (27) vorgesehen ist, die 
die elektromagnetische Strahlung (21) zu modulie-
ren.

24.  Vorrichtung (1) nach einem der Ansprüche 20 
bis 23, dass ein Fokus der elektromagnetischen 
Strahlung (21) innerhalb der Grenzfläche (7; 7') an 
unterschiedliche Positionen lenkbar ist.

25.  Vorrichtung (1) nach einem der Ansprüche 19 
bis 24, dass ein Optiksystem (22) zum Bewegen des 
Fokus innerhalb der Grenzfläche (7; 7') ausgebildet 
ist.

Es folgt ein Blatt Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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